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B5-0046/2002

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Situation der in Luxemburg 
gestrandeten Lastwagenfahrer

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf das Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-43/93, das besagt, 
dass Kraftfahrer nicht verpflichtet sind, in dem gleichen Land, in dem die Lizenz 
ausgestellt wurde, eine Arbeitserlaubnis zu besitzen und eine Sozialversicherung 
abzuschließen,

– unter Hinweis auf die Presseerklärung der Internationalen Straßentransportunion (IRU), in 
der die Kommission aufgefordert wird, die Einführung der kürzlich vereinbarten 
Bescheinigung für in der EU tätige Kraftfahrer aus Drittstaaten zu beschleunigen, und eine 
wirksamere Durchsetzung der geltenden Gütertransportregelungen sowie strengere 
Kriterien für die Niederlassung von Transportunternehmen gefordert werden,

A. in der Erwägung, dass ein Münchener Gericht ein Verfahren gegen die Geschäftsleitung 
des luxemburgischen Transportunternehmens Kralowetz eingeleitet hat, das Hunderte von 
Lastwagenfahrern aus mitteleuropäischen Ländern illegal beschäftigt hat,

B. in der Erwägung, dass Deutschland andere betroffene Mitgliedstaaten um Rechtshilfe 
ersucht hat,

C. in der Erwägung, dass die Fahrer ohne Arbeits- oder Aufenthaltserlaubnis beschäftigt 
wurden,

D. in der Erwägung, dass den Fahrern 0,1 Euro pro Kilometer gezahlt wurde, eine Regelung, 
die in der EU aus Sicherheitsgründen streng verboten ist,

E. in der Erwägung, dass Hunderte von mittel- und osteuropäischen Kraftfahrern aus der 
Slowakei, der Tschechischen Republik, Polen und Rumänien in Luxemburg und 
Frankreich gestrandet sind und seit mehreren Monaten keinen Lohn mehr erhalten haben,

F. in der Erwägung, dass auf Straßen in der EU tagtäglich offensichtlich Tausende von 
Lastwagenfahrern ohne einen rechtsgültigen Vertrag, ordnungsgemäße Bezahlung, 
Sozialversicherung und Arbeitszeitbeschränkungen unterwegs sind,

G. in der Erwägung, dass die derzeitigen nationalen und europäischen rechtlichen 
Rahmenbestimmungen keine ausreichenden Garantien und keinen ausreichenden Rückhalt 
und Schutz für Wandererarbeitnehmer in irregulären Arbeitsverhältnissen vorsehen, 
insbesondere wenn es sich um Drittstaatsangehörige handelt, wie dies in der 
Internationalen Konvention der Vereinten Nationen 45/158 vom 18. Dezember 1990 über 
den Schutz der Rechte aller Wanderarbeiter und ihrer Familienangehörigen gefordert 
wird,

H. in der Erwägung, dass dies deutlich macht, wie stark es noch immer an einer Kontrolle der 
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Arbeitszeit und des rechtlichen Status (soziale Bedingungen, Versicherung und 
Besteuerung) von Kraftfahrern mangelt,

I. in der Erwägung, dass dies die Notwendigkeit einer Ausweitung der Insolvenzregelung 
der EU unterstreicht,

J. in der Erwägung, dass es offensichtlich einen lebhaften Schwarzmarkthandel mit CEMT-
Lizenzen gibt, worauf viele der von der luxemburgischen Presse befragten Kraftfahrer 
hingewiesen haben und wie dies auch im Bericht der Generaldirektion Wissenschaft des 
Europäischen Parlaments über Sozialdumping im Güterkraftverkehr durch Unternehmen 
aus Drittländer vom Februar 2001 hervorgehoben wird, in dem auf das diesbezügliche 
Versagen des CEMT-Systems hingewiesen wird,

K. in der Erwägung, dass sich viele in der EU ansässige Speditionsunternehmen Berichten 
zufolge die schwierige Überprüfungssituation zunutze machen, die sich aus den 
unterschiedlichen nationalen Rechtsvorschriften ergibt,

L. in der Erwägung, dass dies die Notwendigkeit deutlich macht, den Markt für 
osteuropäische Arbeitnehmer in einer sozialverträglichen und kontrollierten Weise zu 
öffnen,

1. fordert die Kommission auf sicherzustellen, dass, obwohl die betroffenen Fahrer in ihre 
Heimat zurückgeführt wurden, Maßnahmen ergriffen werden, um ihre Ansprüche auf 
noch ausstehenden Lohn und Schadensersatz geltend zu machen;

2. fordert die Kommission auf, den Kralowetz-Fall in enger Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten, den Gewerkschaften und den betroffenen Kraftfahrern eingehend zu 
untersuchen;

3. fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, die Internationale Konvention der Vereinten 
Nationen 45/158 vom 18. Dezember 1990 über den Schutz der Rechte aller 
Wanderarbeiter und ihrer Familienangehörigen zu ratifizieren und in die Praxis 
umzusetzen;

4. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Regelungen für den 
Güterverkehrsmarkt zu harmonisieren: Arbeitserlaubnis, Fahrerbescheinigung und 
Ausbildung, Transportlizenz, rechtsgültige Verträge, Bescheinigung über die Entrichtung 
von Sozialabgaben und Steuern; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten dringend 
auf, einen wirksamen Mechanismus einzuführen, um die Einhaltung der Pflichten der 
Arbeitgeber zu kontrollieren;

5. unterstreicht, dass die schrittweise Integration der Beitrittsländer in den europäischen 
Straßengütertransportmarkt gemäß internationalen Vereinbarungen und im Rahmen der 
EU-Erweiterung mit zusätzlichem Sicherheitsvorschriften und sozialen 
Schutzmaßnahmen Hand in Hand gehen muss; fordert insbesondere, dass diese Standards 
in die Transitvereinbarungen über den Straßengütertransport zwischen der EU und 
Drittländern aufgenommen werden;

6. fordert die CEMT auf, ihre Regelungen (beispielsweise die multilateralen Quotensysteme 
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der CEMT) im Einklang mit den gegenwärtigen und künftigen EU-Regelungen zu 
erlassen;

7. fordert die Kommission dringend auf, Übergangsmaßnahmen vorzusehen und die 
Kontrollen zu verstärken, bis der Vorschlag der Kommission vom 22. November 2000 
(KOM(2000) 751), wie geplant, 2003 in Kraft tritt;

8. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Regierungen und Parlamenten der Beitrittsländer und den Sozialpartnern zu übermitteln.


